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Einleitung 

Gegenstand dieser Arbeit ist eine systematische Untersuchung der 
Ziff. 4, Abs. III Satz 1 AGB Banken in der Fassung von April 1977, 
der sog. "Stornoklausel"': "Gutschriften, die infolge eines Irrtums, 
eines Schreibfehlers oder aus anderen Gründen vorgenommen werden, 
ohne daß ein entsprechender Auftrag vorliegt, darf die Bank durch ein-
fache Buchung rückgängig machen (stornieren)." 

Die Sätze 2 und 3 der Ziff. 4 Abs. III können unberücksichtigt blei-
ben, weil sie die Stornierung nicht direkt betreffen: S. 2 regelt, daß bei 
Abweichungen die Kontonummer Vorrang vor dem Namen hat, wäh-
rend S. 3 unter bestimmten Voraussetzungen eine Haftungsfreistellung 
der Bank begründet. 

Mögen die eindeutige Aussage des Begriffs ,Stornierung' (ital. storno 
= Streichung) sowie die vergleichsweise nur in spärlichem Umfang er-
gangene Rechtsprechung zur Stornoklausel den Anschein der Unkom-
pliziertheit der Klausel bzgl. ihrer dogmatischen Einordnung und ihres 
praktischen Anwendungsbereichs erwecken, so wird dieser Anschein 
schon bei oberflächlichem Einstieg in die Literatur entkräftet. Sowohl 
aus dogmatischer Sicht, bei der das Meinungsspektrum zur rechtlichen 
Einordnung der Stornierung vom rein deklaratorischen, rechtlich nicht 
relevanten buchtechnischen Vorgang bis zum Widerruf bzw. einer An-
fechtungserklärung geht, als auch bei der Frage der praktischen An-
wendbarkeit der Klausel, die sowohl in sachlicher als auch in zeitlicher 
Hinsicht äußerst umstritten ist, zeigt sich, wie richtig die Aussage Putzos 
aus dem Jahre 1977 ist: "Bedeutung und Inhalt der Stornoklausel sind 
ungeklärt"2. 

Dies verwundert umso mehr, als die Stornoklausel bereits seit dem 
Jahre 1937 in unveränderter Form in den AGB der Banken zu finden 
ist. Zu diesem Zeitpunkt übernahmen praktisch alle privatrechtlich 
organisierten Kreditinstitute eine erstmals für das gesamte private 
Bankgewerbe einheitliche Empfehlung zur Regelung von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen, die eine vom "Centralverband des Deutschen 
Bank- und Bankiersgewerbes" eingesetzte Kommission nach Rück-
sprache mit dem damaligen Reichskommissar für das Kreditwesen seit 
1934 ausgearbeitet hattes. 

I Liesecke WM 1975, 240. 
2 Putzo S. 107. 
3 Einzelheiten bei Manthe Bankbetrieb 1968, 8 ff. 
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Diese damals entwickelte Stornoklausel bildete die Grundlage für 
die später auch von rechtlich anders organisierten Kreditinstituten ein-
geführten Stornoklauseln. So hat die Deutsche Bundesbank in Ab-
schnitt II Nr.4 Abs. III ihrer AGB-Bundesbank eine gleichlautende 
Stornoklausel eingeführt. Das gleiche gilt für die Volksbanken, die in 
Nr.4, Abs. III ihrer AGB die Stornoklausel ebenfalls übernommen 
haben. Abgesehen von im wesentlichen zwei kleineren Abweichungen4 

haben auch die Sparkassen unter A. 1. Nr.1 (4) AGB der Sparkassen 
eine ähnliche Stornoklausel in ihre Allg. Geschäftsbedingungen aufge-
nommen. Lediglich die Stornoklausel der Deutschen Bundespost (§ 12, 
IV PSchO) ist sprachlich mit der Fassung der privaten Banken nicht 
vergleichbar. 

Grundsätzlich ist diese Arbeit begrenzt auf die Untersuchung der 
Stornoklausel der privaten Banken. Lediglich auf zwei Abweichungen 
bei der Stornoklausel der Sparkassen wird zu KlarsteIlungszwecken 
eingegangen5• Das bedeutet jedoch nicht, daß die gewonnenen Ergeb-
nisse nur für den Geltungsbereich der AGB-Banken verwertet werden 
können. In erster Linie bzgl. der Rechtsnatur der Stornierung aber 
auch bzgl. der praktischen Anwendbarkeit der Klausel können die Aus-
führungen weitestgehend auf die sonstigen Stornoklauseln entspre-
chend angewendet werden. 

Da im folgenden nur noch auf Ziff. 4 Abs. III AGB der Banken ein-
gegangen wird, soll zumindest an dieser Stelle der Vollständigkeit hal-
ber erwähnt werden, daß es neben der Stornierungsbefugnis gem. 
Ziff. 4 Abs. III AGB weitere Stornierungsbefugnisse gibt: So Ziff. 41 
Abs. II für Belastungsbuchungen, Ziff. 42 Abs. I für zum Einzug ein-
gereichte und bereits vor Verfall gutgeschriebene Schecks und Wech-
sel, Ziff. 42 Abs. III für bereits gutgeschriebene aber bei Vorlegung 
nicht eingelöste Schecks und Wechsel, Ziff. 31 Abs. II für Ausführungs-
geschäfte bei Wertpapier- und Devisengeschäften ete .. 

Voraussetzung für eine Anwendung der Stornoklausel ist, daß die 
AGB-Banken gegenüber dem jeweiligen Kunden anwendbar sind. Da 
die zur Zeit der Entstehung der AGB herrschende Auffassung, die AGB 
der Banken stellten Rechtsnormen bzw. Gewohnheitsrecht dar6, inzwi-
schen überholt ist, ist Voraussetzung für eine Stornierung gem. Ziff.4 
Abs. III AGB der Banken, daß die AGB wirksamer Bestandteil des zwi-
schen der Bank und dem Kunden bestehenden Girovertrages geworden 
sind7• Welche Mindestanforderungen erfüllt sein müssen, damit die 

4 Vgl. dazu atto I Stierle Fn. 51. 
5 Vgl. dazu unten Teil II A III 2 und D n. 
e Vgl. Schaudwet S.17; so Trost I Schütz S. 3. 
7 Es kann im Rahmen dieser Arbeit offenbleiben, ob durch die Verein-
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Allg. Geschäftsbedingungen Bestandteil des Girovertrages werden8, soll 
hier nicht vertieft werden. Festzuhalten ist nur, daß entgegen atto / 
Stierle8 Stornierungen bei solchen "Kunden" nicht unter Ziff.4 Abs.!Ir 
AGB fallen, mit denen ein Girovertrag (noch) nicht oder nicht wirksam 
zustande gekommen ist, da gegenüber diesem Personenkreis die AGB-
Banken keine Geltung haben. 

Da nach der Rechtsprechung des BGH10 die AGB auch für den Verkehr 
der Banken untereinander und nicht nur für den Verkehr mit Nicht-
bankierkunden gelten, braucht bei der Frage der Anwendbarkeit der 
Stornoklausel nicht nach Kundengruppen differenziert zu verden. 

barung der AGB ein sog. ,Allgemeiner Bankvertrag' besteht; vgl. dazu 
Schönle § 3 I m.w.N. 

8 Vgl. für den Verkehr mit Privatkunden § 2 AGBG; vgl. auch Schaudwet 
S. 28 m. w. N.; Schönle § 2 1. 

8 Otto I Stierle S. 534. 
10 BGH JZ 1968, 469 ff. 

2 Bemlnghaus 


